
Kritik am Genehmigungsantrag zur Errichtung einer Klasse I/ II- 

Deponie im Laubenheimer Steinbruch durch die Stadt Mainz 

- Zusammenfassung - 

 

Der am 05.08.2018 von der Stadt Mainz gestellte Antrag zur Planfeststellung für die Deponie 
Mainz-Laubenheim war vom 15.07.2019 bis 23.08.2019 öffentlich ausgelegt. Die hierzu 
eingegangenen Einwendungen wurden vom 10.12.2019 bis zum 12.12.2019 öffentlich 
erörtert. 

Im Erörterungstermin wurden durch die Einwender und deren Prozessbevollmächtigte sowie 
beigeladenen Fachberatern eine Vielzahl von Kritikpunkten vorgetragen und in Anträgen 
formuliert. Diesen Anträgen wurde seitens der Versammlungsleitung (SGD Süd) nicht 
abgeholfen; bei 32 Anträgen wurde jeweils schriftlich protokolliert, dass „über diesen Antrag in 
einem späteren Verfahren entschieden (wird)“. Bis heute liegt das Protokoll des 
Erörterungstermins nach nunmehr 6 Monaten (!) immer noch nicht in seiner Endfassung vor 
und über besagte Anträge wurde immer noch nicht entschieden. Damit ist formal der 
Erörterungstermin noch immer nicht abgeschlossen! 

Aus Sicht der BI MAINZ21 Nein zur Mülldeponie in Mainz e. V. bestehen folgende zentralen 
Kritikpunkte am Genehmigungsantrag der Stadt Mainz zur Errichtung der Deponie im 
Steinbruch Laubenheim: 

Die Antragsunterlagen sind in vielen Punkten unbestimmt und intransparent. Insbesondere 
sind Angaben zu den vorgesehenen Abfallarten, deren Aufkommen und Herkunft sowie deren 
Einfließen in die Staubimmissionsprognose nicht nachvollziehbar. Die angegebenen 
Herstellungskosten sind grob fehlerhaft und bilden ein unkalkulierbares Gebührenrisiko für 
Mainzer Haushalte und Gewerbetreibende. Der gewählte Deponiestandort ist zum Bau einer 
Deponie aufgrund seiner geologischen Gegebenheiten und seines nicht gegebenen 
Sicherheits-Abstands zur benachbarten Wohnbebauung grundsätzlich nicht geeignet. 

Aufgrund dessen ist der Genehmigungsantrag nicht genehmigungsfähig. 

 

Im Einzelnen: 

1. Deponiestandort 

Seitens der Stadt Mainz erfolgte kein Standortsuchverfahren! Nach Erwerb des 
Steinbruchs von der Heidelzement AG wurde stadtintern kolportiert, dass damit ein 
idealer Deponiestandort gegeben sei und die Stadt, anstatt einer Verfüllung mit 
unbelasteten Erdaushüben nun eine Deponie bis zur Klasse II errichten könne. Auch 
seitens des Landkreises Mainz-Bingen, der im Rahmen einer interkommunalen 
Zusammenarbeit Abfälle in der Deponie Laubenheim entsorgen will, erfolgte kein 
Standortsuchverfahren. Man geht einfach davon aus, dass nun die Stadt Mainz auf ihrem 
Gebiet deren Deponieabfälle zu entsorgen hat. Und das, obwohl bereits die 
Verbrennungsabfälle aus dem Landkreis Mainz-Bingen in Mainz verbrannt werden! 

Inzwischen haben die Standortgutachten aber gezeigt, dass es sich beim Laubenheimer 
Steinbruch weitgehend um einen Karstuntergrund handelt, der zum Bau einer Deponie 
grundsätzlich ungeeignet ist und die Anforderungen der Deponieverordnung nicht erfüllt 
werden. Deshalb muss mit erheblichem Aufwand an Kosten und Material die 
Standsicherheit und ein gehöriger Abstand zum Grundwasser technisch hergestellt 
werden. Dadurch steigen die Herstellkosten und das Gebührenrisiko für die Mainzer sehr 
erheblich. 

Der Standort befindet sich in unmittelbarer Nachbarschaft zum Wohngebiet „Großberg“ 
sowie zum in Planung befindlichen Neubaugebiet „HE130“. HE130 unterschreitet mit 
etwa 240 m deutlich den seitens des Mainzer Stadtrats am 2.12.2015 beschlossenen 
Mindestabstand zur Deponie von 360 m! Dies wird darüber hinaus seitens des 
Stadtplanungsamtes bei der zurzeit laufenden Vermarktung der dortigen 
Baugrundstücke ignoriert und als nicht relevant eingestuft. Hier erfolgt sehenden Auges 



eine Zweiklassengesellschaft mehr oder weniger gefährdeter Anwohner. Das ist an 
Zynismus nicht zu überbieten! 

 

2. Beantragte Abfallarten 

Zur Ablagerung in der Deponie Laubenheim wurden 139 Abfall-Schlüsselnummern 

beantragt. Davon sind 42 (30,2%) als gefährlich gekennzeichnet. Eine Unterteilung 

der Abfallarten nach den Deponieklassen DK I und DK II erfolgt nicht. 

Weder wird erläutert, woher die Abfälle jeweils stammen, noch erfolgt eine 
Quantifizierung der einzelnen Abfallarten. Zwischen den im Genehmigungsantrag 
angegebenen Abfallmassen und den für die Staubimmissionsprognose angesetzten 
Mengen bestehen erhebliche Diskrepanzen! 

Zusammengefasst bedeutet dies, dass der Genehmigungsantrag weitgehend 
unbestimmt ist. Auch die im Erörterungstermin erfolgten Aussagen seitens des 
Entsorgungsbetriebs konnten hier nicht zur Klarstellung beitragen. Vielmehr wurde 
erläutert, dass diese Unbestimmtheiten bezüglich der Herkunft und der 
Zusammensetzung aus betrieblichen Gründen erforderlich seien. 

Nicht zuletzt ist der ungewöhnlich hohe Anteil an gefährlichen Abfällen bedenklich! Dabei 
handelt es sich um Abfälle, die insbesondere mit Schwermetallen, Dioxinen und Furanen 
belastet sind und diese Stoffe insbesondere über den Staubpfad, aber auch über das 
Sickerwasser emittieren. Das bedeutet eine erhebliche Gefährdung der Deponie-
Nachbarschaft und dabei insbesondere der Wohngebiete und der dort lebenden 
Menschen! 

Geradezu grotesk ist dabei der Umstand, dass die seitens des Stadtratsbeschlusses 
vom 2.12.2015 von der Ablagerung ausgenommenen Abfallarten „Asbest und Schlacke 
aus der Hausmüllverbrennung“ bei der Ablagerung in der geplanten Deponie, durch 
wesentlich gefährlichere (an der Zahl 139) ersetzt worden.  Dagegen sind die 
beantragten dioxinhaltigen Kessel- und Filterstäube aus der Hausmüllverbrennung 
sicher nicht im Sinne des seinerzeitigen Stadtratsbeschlusses. 

 

3. Staubemissionsprognose 

Die Ergebnisse der Staubimmissionsprognose suggerieren die weitgehende 
Unbedenklichkeit des Deponiebetriebs. Leider ist das Gutachten nicht belastbar, weil die 
für die Emissionen maßgebliche Abfallzusammensetzung unklar ist (siehe oben). Damit 
ist eine erhebliche Gefährdung der in der Nachbarschaft lebenden Menschen gegeben! 

 

4. Herstellungskosten 

Die Baukosten werden vom Entsorgungsbetrieb mit 26,8 Millionen Euro (netto) 
angegeben. Angeführt ist, dass neben den Betriebs- und Nachsorgekosten „die Kosten 
für Planungsleistungen, Bauüberwachung, Fremdprüfung und sonstige 
Gutachterleistungen (Baunebenkosten)“ hinzuzurechnen sind. Eine Abschätzung dieser 
Kosten erfolgt jedoch nicht. Hier besteht eine erhebliche Unsicherheit und damit ein 
beträchtliches Gebührenrisiko. 

Eine grobe Schätzung der Baukosten durch Berater der BI, unter Einschluss der 
Grundstücksherrichtung und der Nebenkosten führt zu minimalen Mehrkosten in Höhe 
von ca. 13 Millionen Euro (netto)! 

Auch dies zeigt, wie unseriös die Deponie geplant wurde. 

 


